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Körperschaft des öffentlichen Rechts PTV 

 
 

Wichtige Änderung bei der Anrechnung  
von Kindererziehungszeiten! 

 

 

Der Gesetzgeber hat die Anerkennung von Kindererziehungszeiten für Mitglieder berufsstän-

discher Versorgungseinrichtungen in der Rentenversicherung weiter ausgebaut. Nachdem 

bisher die Möglichkeit der Nachzahlung von Beiträgen zur Erreichung der Wartezeit in der 

gesetzlichen Rentenversicherung (60 Monate) frühestens 6 Monate vor Erreichen der Alters-

grenze (65 oder 67 Jahre) möglich war, hat der Bundesgesetzgeber nunmehr für alle Mit-

glieder berufsständischer Versorgungseinrichtungen die Zahlung von freiwilligen 

Beiträgen ohne zeitliche Bindung an die Altersgrenze gestattet. Lediglich für einige 

rentennahe Jahrgänge gibt es zeitlich befristete Übergangsregelungen, damit auch dieser 

Personenkreis die notwendigen Wartezeiten erfüllen kann. Die Erfüllung der Wartezeit ist 

Voraussetzung für die Rentenzahlung, ohne sie besteht kein Anspruch. 

 

Es sind drei verschiedene Gruppen von Berechtigten zu unterscheiden: 

 

1. Für vor dem 01.01.1955 geborene Elternteile gilt die bisherige Regelung des  

§ 208 SGB VI materiell weiter (jetzt § 282 Abs. 1 SGB VI). Das bedeutet, diese Grup-

pe kann frühestens sechs Monate vor Erreichen der Altersgrenze so viele Beiträge 

nachzahlen, wie zum Erreichen der Wartezeit nötig sind. 

 

2. Versicherungsfreie oder von der Versicherungspflicht befreite Mitglieder be-

rufsständischer Versorgungseinrichtungen, die am 10.08.2010 nicht das Recht zu 

freiwilligen Versicherung hatten und die spätestens am 1. September 1950 

geboren sind, können bis zum 31. Dezember 2015 einen Antrag auf Nachzah-

lung nach § 282 Abs. 2 SGB VI stellen. Voraussetzung ist, dass sie bis zum Erreichen 

der Regelaltersgrenze die allgemeine Wartezeit nicht erfüllt haben. Die am 1. Sep-

tember 1950 geborenen Versicherten erreichen ihre Regelaltersgrenze (65 Jahre und 

4 Monate) am 31. Dezember 2015. Für sie besteht noch ein Antragsrecht nach § 282 

Abs. 2 SGB VI. 

 



 

 
 

3. Versicherungsfreie oder von der Versicherungspflicht befreite Mitglieder be-

rufsständischer Versorgungseinrichtungen können ab August 2010 freiwillige Beiträge 

jederzeit zahlen, da mit Inkrafttreten des dritten SGB IV-Änderungsgesetzes die Hin-

derungsvorschrift des § 7 Abs. 2 SGB VI in der Fassung bis zum 10.08.2010 gestri-

chen wurde. 

 

Zum Hintergrund: 

2008 war, veranlasst durch ein Urteil des Bundessozialgerichtes (AZ: B13 R 64/06 R), die 

Rentenversicherung verpflichtet worden, Kindererziehungszeiten für Mitglieder berufsständi-

scher Versorgungseinrichtungen anzuerkennen. In der Folge hatte der Gesetzgeber § 56 

Abs. 4 SGB VI so geändert, dass er der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts genügte. 

Damit erkannte die gesetzliche Rentenversicherung auch das Recht auf Kindererziehungszei-

ten von Mitgliedern berufsständischer Versorgungseinrichtungen an, allerdings führte dies in 

einer Reihe von Fällen noch nicht zu einer Rentenzahlung, da die Rentenversicherung erst 

nach Erfüllung einer Wartezeit von 60 Beitragsmonaten Renten auszahlt. Betroffen waren vor 

allem Eltern, deren Kinder vor dem 01.01.1992 geboren waren, weil für Geburten vor diesem 

Termin nur ein Jahr Kindererziehungszeiten berücksichtigt wird. Für Kinder, die nach dem 

31.12.1991 geboren werden, werden drei Jahre anerkannt; allerdings sind dann mindestens 

zwei Kinder nötig, um  die Wartezeit zu erfüllen. 

 

Hier hat der Gesetzgeber durch Einführung des § 208 SGB VI Abhilfe geschaffen. Demnach 

konnten  Elternteile, denen Kindererziehungszeiten anzurechnen sind, die aber die allgemei-

ne Wartezeit der gesetzlichen Rentenversicherung nicht erfüllten, freiwillig Beiträge zur Auf-

füllung der 60 Beitragsmonate nachzahlen. Die gesetzliche Rentenversicherung legte diese 

Vorschrift so aus, dass ein Antrag auf Nachzahlung frühestens sechs Monate vor Erreichen 

der Regelaltersgrenze gestellt werden konnte. 

 

Durch das dritte Gesetz zur Änderung des IV. Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze 

(Bundesgesetzblatt 2010 Teil I, Nr. 41, 10.08.2010, S. 1127-1133) wurde nun die Vorschrift 

des § 208 SGB VI wieder aufgehoben, materiell jedoch in den §§ 282 Abs. 1 SGB VI über-

führt und durch § 282 Abs. 2 sowie die Streichung von § 7 Abs. 2 SGB VI ergänzt.  

 

 


